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Vorblatt 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung 
des Reichsknappschaftsgesetzes und anderer Gesetze 

(Gesetzentwurf der Bundesregierung) 


A, Problem 

Infolge von Stillegungs- und Rationalisierungsmaßnahmen im 
Bergbau werden vor allem ältere Arbeitnehmer im Stein- 
kohlenbergbau und Braunkohlentiefbau in den nächsten Jah- 
ren ihren Arbeitsplatz verlieren. 


B. Lösung 

Verhinderung von rentenrechtlichen Nachteilen der hiervon 
betroffenen über 50 Jahre alten Bergleute in der Knappschafts- 
versicherung. 

Daneben Änderung von Finanzierungs-, Vermögensanlage- 
und Rentenberechnungsvorschriften. 


C. Alternativen 

keine 


D. Kosten 

Die Mehraufwendung des Bundes für die soziale Absicherung 
der betroffenen Arbeitnehmer einschließlich der Änderung von 
Rentenberechnungs vor Schriften werden in den Jahren 1972 bis 
1975 insgesamt 108 Millionen DM betragen. 

Durch die sonstigen Änderungen wird der Bundeshaushalt in 
den Jahren 1972 bis 1975 — abgesehen von den Beträgen für 
den Wanderungsausgleich für die Jahre 1972 und 1973 — 
um insgesamt 89 Millionen DM entlastet. 
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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 3. Dezember 1971 

1/4 (IV/3) — 812 00 — Kn 5/71 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Reichsknappsdiaftsgesetzes 
und anderer Gesetze 

mit Begründung. Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen 
Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Arbeit und Sozial- 
ordnung. 

Der Bundesrat hat in seiner 374. Sitzung am 3. Dezember 1971 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen 
den Gesetzentwurf keine Einwendungen zu erheben. 


Brandt 


Drude: Bonner Universitäts-Budidruckerei, 53 Bonn 1 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfadi 821, Goethestraße 54, Tel. (0 22 29) 6 35 51 
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Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Reidisknappsdiaftsgesetzes 
und anderer Gesetze 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Reidisknappschaftsgesetzes 

Das Reidisknapp Schaftsgesetz, zuletzt geändert 
durch das Gesetz zur Regelung der gewerbsmäßi- 
gen Arbeitnehmerüberlassung vom 

(Bundesgesetzbl. IS ) wird wie folgt geändert 

und ergänzt: 

L In § 48 Abs. 2 wird nach Satz 1 folgender Satz 
eingefügt: 

„Dies gilt auch, wenn der Versicherte nach Voll- 
endung des neunundfünfzigsten Lebensjahres 
mindestens ein Jahr ununterbrochen Anpas- 
sungsgeld für entlassene Arbeitnehmer des 
Bergbaus bezogen hat." 

2, § 50 Abs. 4 erhält folgende Fassung: 

„(4) Auf die Wartezeit für das Knappschafts- 
ruhegeld nach § 48 Abs. 1 Nr, 2 sind Zeiten an- 
zurechnen, für die ein Versicherter Anpassungs- 
geld für entlassene Arbeitnehmer des Bergbaus 
bezogen hat, wenn seine bisherige Beschäftigung 
in einem Betrieb des Steinkohlenbergbaus, des 
Braunkohlentiefbaus oder einer Bergbauspezial- 
gesellschaft für den Steinkohlenbergbau nach 
Vollendung des fünfzigsten Lebensjahres aus 
Gründen endet, die nicht in seiner Person liegen^ 
und er zuletzt ständige Arbeiten unter Tage oder 
diesen gleichgestellte Arbeiten verrichtet hat." 

3. § 54 wird wie folgt geändert und ergänzt: 

a) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 1 a 
eingefügt: 

„(lia) Die für den Versicherten maßge- 
bende Rentenbemessungsgrundlage nach Ab- 
satz 1 wird bei den nach § 53 Abs. 2 bis 4 
sowie nach § 69 berechneten Renten unter 
Berücksichtigung eines Pauschbetrages gemäß 
Absatz 9 a ermittelt." 

b) Absatz 7 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Satz 1 gilt entsprechend für die während 
einer anzurechnenden Ausfall- oder Zurech- 
nungszeit sowie die während des Bezugs von 
Anpassungsgeld für entlassene Arbeitnehmer 
des Bergbaus entrichteten Beiträge." 


c) Nach Absatz 9 wird folgender Absatz 9 a ein- 
gefügt: 

„ (9 a) Der Pauschbetrag im Sinne von Ab- 
satz 1 a wird für Zeiten des Bezugs der Berg- 
mannsprämie berücksichtigt. Der Pauschbe- 
trag beträgt für das volle Kalenderjahr das 
Zweihundertfache der Bergmannsprämie und 
für jeden Kalendermonat ein Zwölftel die- 
ses Betrages. " 

4. § 56 wird wie folgt geändert und ergänzt: 

a) In Absatz 1 werden der Punkt gestrichen und 
die Worte „oder mit einer nach Absatz 1 a 
anrechenbaren Zeit Zusammentreffen." an- 
gefügt. 

b) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 1 a 
eingefügt: 

„(1 a) Bei der Ermittlung der Anzahl der 
anre chnungsf ähigen V ersi ^erungsj ahre im 
Sinne des § 53 sind für Leistungen nach §§ 46 
bis 48 und § 98 a auch die Zeiten däs Bezugs 
von Anpassungsgeld für entlassene Arbeit- 
nehmer des Bergbaus zu berücksichtigen." 

c) In Absatz 2 Satz 2 werden nach dem Wort 
„Knappschaftsrente" folgende Worte einge- 
fügt: 

„sowie des Anpassungsgeldes für entlassene 
Arbeitnehmer des Bergbaus". 

5. In § 58 Abs. 1 Satz 3 werden nach dem Wort 
„Knappschaftsrente" folgende Worte eingefügt: 

„sowie des Anpassungsgeldes für entlassene 
Arbeitnehmer des Bergbaus". 

6. In § 98 a wird nach Absatz 1 folgender Absatz 1 a 
eingefügt: 

„(1 a) Die Knappschaftsausgleichsleistung nach 
Absatz 1 Nr. 2 und 3 ist auch dem Versicherten 
zu gewähren, dessen bisherige Beschäftigung 
in dem knappschaftlichen Betrieb nach Voll- 
endung des fünfzigsten Lebensjahres aus Grün- 
den endet, die nicht in seiner Person liegen und 
der bis zur Vollendung des 55. Lebensjahres An- 
passungsgeld für entlassene Arbeitnehmer des 
Bergbaus bezogen hat. Hierbei sind Zeiten des 
Bezugs von Anpassungsgeld auf die Versiche- 
rungszeit nach Absatz 1 Nr. 2 nur anzurechnen, 
wenn der Versicherte zuletzt eine Beschäfti- 
gung unter Tage ausgeübt hat." 
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7. § 131 wird wie folgt geändert und ergänzt; 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden nach dem Wort 
„Kalenderjahres" die Worte „höchstens jedoch 
den Betrag der Rücklage am 31. Dezember 1971" 
eingefügt. 

b) In Absatz 3 wird folgender Satz angefügt: 

„Satz 1 gilt nicht für Rückflüsse aus Vermö- 
gensanlagen zur Förderung des Bergarbeiter- 
wohnungsbaus, wenn sie wieder im Berg- 
arbeiterwohnungsbau angelegt werden." 

Artikel 2 

Änderung der Reichsversicherungsordnung 

Die Re ichsversicherungs Ordnung wird wie folgt 
geändert und ergänzt: 

1, § 1255 Abs. 7 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Satz 1 gilt entsprechend für die während einer 
anzurechnenden Ausfall- oder Zurechnungszeit 
sowie die während des Bezugs von Anpassungs- 
geld für entlassene Arbeitnehmer des Bergbaus 
entrichteten Beiträge." 

2. In § 1258 Abs. 1 werden der Punkt gestrichen 
und die Worte „oder mit einer nach § 56 Abs. 1 a 
des Reichsknappschaftsgesetzes anrechenbaren 
Zeit Zusammentreffen." angefügt. 

Artikel 3 

Änderung des Angestelltenversidierungsgesetzes 

Das Angestelltenversicherungsgesetz wird wie 
folgt geändert und ergänzt: 

1. § 32 Abs. 7 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Satz 1 gilt entsprechend für die während einer 
anzurechnenden Ausfall- oder Zurechnungszeit 
sowie die während des Bezugs von Anpassungs- 
geld für entlassene Arbeitnehmer des Bergbaus 
entrichteten Beiträge." 

2. In § 35 Abs. 1 werden der Punkt gestrichen und 
die Worte „oder mit einer nach § 56 Abs. 1 a 
des Reichsknappschaftsgesetzes anrechenbaren 
Zeit Zusammentreffen." angefügt. 

Artikel 4 

Änderung des Knappschaftsrentenversicherungs- 
Neuregelungsgesetzes 

Das Knappschaftsrentenversicherungs-Neurege- 
lungsgesetz, zuletzt geändert durch das Gesetz zur 
Änderung des Reichsknappschaftsgesetzes und 
des Knappschaftsrentenversicherungs-Neuregelungs- 
gesetzes vom 20. Januar 1971 (Bundesgesetzbl. I 
S. 57), wird wie folgt geändert und ergänzt: 


1. Artikel 2 § 10 wird wie folgt geändert und er- 
gänzt; 

a) Der bisherige Wortlaut des § 10 wird Ab- 
satz 1. 

b) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 2 an- 
gefügt: 

„(2) Der Pauschbetrag nach § 54 Abs. 9 a 
des Reichsknappschaftsgesetzes wird für Zei- 
ten nach dem 31. Dezember 1971 berücksich- 
tigt." 

2. In Artikel 2 § 20 b Satz 1 werden das Semikolon 
durch ein Komma ersetzt und folgende Worte 
eingefügt: 

„für das Kalenderjahr 1972 111 Millionen Deut- 
sche Mark, für das Kalenderjahr 1973 105 Mil- 
lionen Deutsche Mark;". 

Artikel 5 

Änderung des Kohlegesetzes 

Das Gesetz zur Anpassung und Gesundung des 
deutschen Steinkohlenbergbaus und der deutschen 
Steinkohlenbergbaugebiete vom 15. Mai 1968 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 365), zuletzt geändert durch das Ge- 
setz vom 18. August 1969 (Bundesgesetzbl. IS. 1513), 
wird wie folgt geändert: 

1. In § 26 Abs. 1 wird folgende neue Nummer 2 
eingefügt; 

„2. an Empfänger von Anpassungsgeld für ent- 
lassene Arbeitnehmer des Bergbaus,". 

2. § 26 Abs. 1 Nr. 2 wird Nummer 3. 

3. In § 26 wird folgender Absatz 4 eingefügt: 

„(4) Dem Bezug von Anpassungsgeld (Ab- 
satz 1 Nr. 2) steht die Antragstellung auf Gewäh- 
rung von Anpassungsgeld gleich. Dies gilt nicht, 
wenn der Antrag auf Gewährung von Anpas- 
sungsgeld rechtskräftig abgelehnt worden ist." 

4. § 31 Satz 1 Nr. 1 Buchstabe a erhält folgende 
Fassung: 

„a) die Abgrenzung des begünstigten Personen- 
kreises und der Begriffe der Teilstillegung 
und der Entlassung im Sinne dieses Ab- 
schnittes,". 

Artikel 6 

Änderung des Einkommensteuergesetzes 

Das Einkommensteuergesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 12. Dezember 1969 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 2265), zuletzt geändert durch das 
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, . . . vom .... (Bundesgesetzbl. IS. . . . ), wird 
wie folgt geändert: 

§ 3 Ziff. 60 erhält folgende Fassung: 

„60. nach dem 31. Dezember 1965 gewährte Lei- 
stungen aus öffentlichen Mitteln an Arbeit- 
nehmer des Steinkohlen- und Erzbergbaus 
aus Anlaß von Stillegungs-, Einschränkungs-, 
Umstellungs- oder Rationalisierungsmaßnah- 
men;" 


Artikel 7 

Übergangs- und Sciilußvorschriften 


§ 1 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 2 

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. Januar 
1972 in Kraft. 
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Begründung 


A. Allgemeiner Teil 

Der Gesetzentwurf enthält den Teil der sozialflan- 
kierenden Maßnahmen, mit denen Arbeitnehmer 
des Steinkohlenbergbaus und des Braunkohlentief- 
baus, die infolge einer Rationalisierungs- oder Still- 
legungsmaßnahme ihren Arbeitsplatz verlieren, im 
Bereich der knapp schaftlichen Rentenversicherung 
vor rentenrechtlichen Nachteilen geschützt werden 
sollen. 

Es handelt sich hierbei um knappschaftlich versi- 
cherte Arbeitnehmer, die nach Vollendung des 
50. Lebensjahres und Erfüllung der Wartezeit für 
das Knappschaftsruhegeld aus nicht in ihrer Person 
liegenden Gründen entlassen werden und die ohne 
die Entlassung in spätestens fünf Jahren bei Weiter- 
führung des bisherigen Beschäftigungsverhältnisses 
die Knappschaftsausgleichsleistung oder ein Alters- 
ruhegeld aus der knappschaftlichen Rentenversiche- 
rung beanspruchen könnten. Sie werden versiche- 
rungsrechtlich so gestellt, als ob die bisherige Be- 
schäftigung erst in dem Zeitpunkt geendet hätte, 
in welchem die Voraussetzungen für die Knapp- 
schaftsausgleichsleistung oder ein Altersruhegeld 
erfüllt sind. Bis dahin erhalten die betroffenen Ar- 
beitnehmer Anpassungsgeld entsprechend den Richt- 
linien des Bundesministers für Wirtschaft und Finan- 
zen vom Das Anpassungsgeld stellt 

den nahtlosen Übergang bis zum Beginn der Lei- 
stungen aus der knappschaftlichen Rentenversiche- 
rung sicher. Seine Gewährung ist zugleich Voraus- 
setzung für den Ausgleich versiehe rungsrech tÜcher 
Nachteile nach diesem Gesetzentwurf. 

Mit dem Gesetzentwurf wird die Berücksichtigung 
der Bergmannsprämie bei der Rentenberechnung 
(Artikel 1 Nr. 3 Buchstaben a und c), eine Ände- 
rung der Vorschriften über die Rücklage der knapp- 
schaftlichen Rentenversicherung (Artikel 1 Nr. 7) 
sowie die Fortführung des Wanderungsausgleichs 
über das Jahr 1971 hinaus zwischen den Renten- 
versicherungen der Arbeiter und der Angestellten 
und der knappschaftlichen Rentenversicherung (Arti- 
kel 4 Nr. 2) verbunden. Darüber hinaus enthält der 
Gesetzentwurf Änderungen des Kohlegesetzes sowie 
des Einkommensteuergesetzes, welche durch die Ge- 
währung von Anpassungsgeld, und zwar auch im 
Falle einer Rationalisierungsmaßnahme, erforder- 
lich werden. 


B. Besonderer Teil 

Artikel 1 

Nummer 1 

Die Vorschrift bewirkt den unmittelbaren Anschluß 
von Anpassungsgeld und vorgezogenem Knapp- 
schaftsruhegeld wegen Arbeitslosigkeit. Hierzu ist 


es notwendig, den Bezug von Anpassungsgeld der 
Arbeitslosigkeit gleichzustellen. Die Regelung 
schließt auch Bezieher von gekürztem Anpassungs- 
geld ein, die einer versicherungspflichtigen Be- 
schäftigung nachgehen, um sie gegenüber dem nicht 
arbeitenden Bezieher von Anpassungsgeld nicht 
zu benachteiligen. 

Nummer 2 

Der neue Absatz 4 regelt die Anrechnung von Be- 
zugszeiten des Anpassungsgeldes auf die beson- 
dere Wartezeit für das vorgezogene Knappschafts- 
ruhegeld, das langjährige Bergleute nach Vollen- 
dung des 60. Lebensjahres erhalten. Die Vorschrift 
ermöglicht auf diese Weise, auch solchen Bergleuten 
den Bezug des Knappschaftsruhegeldes, denen im 
Zeitpunkt der Entlassung auf die notwendige Ver- 
sicherungszeit von 300 Kalendermonaten mit stän- 
digen Arbeiten unter Tage oder diesen gleichge- 
stellten Arbeiten noch höchstens 60 Kalendermonate 
dieser Arbeiten fehlen. Da mit dieser Regelung ver- 
sicherungsrechtliche Nachteile einer vorzeitigen Ent- 
lassung ausgeglichen werden sollen, setzt die An- 
rechnung auf die besondere Wartezeit voraus, daß 
vor der Entlassung ständige Arbeiten unter Tage 
oder ihnen gleichgestellte Arbeiten verrichtet wor- 
den sind. Die Regelung erstreckt sich auf die von 
Stillegungs- und Rationalisierungsmaßnahmen be- 
troffenen Bergleute im Steinkohlen- und Braunkoh- 
lentiefbau. 

Nummer 3 
Buchstaben a und c 

Die in § 54 RKG eingefügten Absätze 1 a und 9 a be- 
wirken die Berücksichtigung der Bergmannsprämie 
bei der Ermittlung der persönlichen Rentenbemes- 
sungsgrundlage des Versicherten für Versicherten- 
renten mit Ausnahme der Bergmannsrente sowie 
Hinterbliebenenrenten. Hierdurch ist eine Er- 
höhung dieser Renten verbunden, ohne daß die 
iBergmannsprämie als Entgelt im Sinne des 
Sozialversicherungsrechts fingiert wird. Die Rege- 
lung soll dazu beitragen, die durchschnittliche Höhe 
der persönlichen Rentenbemessungsgrundlage der 
Bergleute zu verbessern, deren Verhältnis zur all- 
gemeinen Bemessungsgrundlage eine abflachende 
Tendenz erkennen läßt. Die Bergmannsrente ist von 
der Regelung ausgenommen, weil sie lediglich eine 
Lohnminderung infolge verminderter bergmänni- 
scher Berufsfähigkeit ausgleichen soll. 

Aus Gründen der Verwalt ungs Vereinfachung wer- 
den die gewährten Bergmannsprämien in einem 
Pauschbetrag den versicherungspflichtigen Entgel- 
ten hinzugerechnet. Die Bergmannsprämie beträgt 
je unter Tage verfahrene Schicht 2,50 DM. Bei 
durchschnittlich 200 Schichten im Kalenderjahr er- 
gibt das zur Zeit einen Pauschbetrag von 500 DM. 
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Buchstabe b 

Vergleiche hierzu die Begründung zu Artikel 2 Nr. 1. 

Die Regelung ist auch für eine in der knappsehaft- 
liehen Rentenversicherung versicherungspflichtige 
Beschäftigung erforderlich, da nach den Richtlinien 
des Bundesministers für Wirtschaft und Finanzen 

vom nicht jede in einem knapp- 

schaftlichen Betrieb nach der Entlassung aufgenom- 
mene Beschäftigung den Wegfall des Anpassungs- 
geldes zur Folge hat. 

Nummer 4 
Buchstabe a 

Die Ergänzung des Satzes 1 stellt sicher, daß bei 
einem Bezieher von Anpassungsgeld, welcher eine 
rentenversicherungspflichtige Tätigkeit ausübt, im- 
mer nur die Zeit des Bezugs von Anpassungsgeld 
bei der Ermittlung der Anzahl der anrechnungsfähi- 
gen Versicherung sjahre berücksichtigt wird. Das gilt 
auch dann, wenn und soweit im Falle von Berufs- 
oder Erwerbsunfähigkeit die Bezugszeit von An- 
passungsgeld mit einer Zurechnungszeit zusammen- 
fällt. Der Zeit des Bezugs von Anpassungsgeld wird 
damit der Vorrang gegenüber einer sonstigen an- 
rechenbaren Zeit eingeräumt. 

Buchstabe b 

Durch die Vorschrift wird die rentensteigernde Wir- 
kung der Bezugszeit des Anpassungsgeldes herbei- 
geführt, ohne daß diese zu einer Versicherungszeit 
oder einer anrechenbaren beitragslosen Zeit im 
Sinne der Rentenversicherungsgesetze gemacht 
wird. Die Regelung bewirkt, daß der Versicherte die 
Bezugszeiten des Anpassungsgeldes unter Zugrunde- 
legung der von ihm im Zeitpunkt der Entlassung 
erreichten persönlichen Rentenbemessungsgrund- 
lage hinzugerechnet erhält. In die Regelung sind 
auch Renten wegen Berufs- und Erwerbsunfähigkeit 
einbezogen worden, um Härten auszuschließen, die 
sich anderenfalls für arbeitende Bezieher von An- 
passungsgeld ergeben würden. 

Buchstabe c 

Die Ergänzung erleichtert für Bezieher von Anpas- 
sungsgeld die Erfüllung der Voraussetzungen für 
die Halbdeckung, welche für die Anrechnung von 
Ausfallzeiten vorausgesetzt wird. 

Nummer 5 

Die Änderung bewirkt das in Nummer 4 Buch- 
stabe c erwähnte Ergebnis auch für die Anrechnung 
einer Zurechnungszeit. 

Nummer 6 

§ 98 a Abs. 1 a RKG übernimmt die Anrechnung der 
Bezugszeit von Anpassungsgeld auf die knappschaft- 
liche Versicherungszeit von 300 Kalendermonaten 
mit ständigen Arbeiten unter Tage oder den ihnen 
gleichgestellten Arbeiten sowie ihre rentenstei- 
gernde Wirkung auch für die Knappschaftsaus- 
gleichsleistung (vgl. Begründung zu Nummern 2 
und 4). Im Gegensatz zu den Fällen des § 98 a 
Abs. 1 Nr. 2 RKG setzt die Anrechnung auf die in 


Nummer 3 geforderte Versicherungszeit nicht vor- 
aus, daß der Versicherte unmittelbar vor der Ent- 
lassung eine Beschäftigung unter Tage ausgeübt 
hat. 

Nummer 7 
Buchstabe a 

Die Bundesknappschaft hat für die knappschaftliche 
Rentenversicherung eine Rücklage zu bilden, die 
30 V. H. der Beitragseinnahmen des letzten Kalen- 
derjahres nicht überschreiten darf. Während in den 
vergangenen Jahren das Rücklage-Ist den jewei- 
ligen Höchstbetrag überschritten hat und der Über- 
schuß zur Verminderung des Bundeszuschusses ver- 
wendet werden konnte, müßten erstmals ab 1972 
der Rücklage Mittel zugeführt werden, die sich 
unmittelbar auf die Höhe des Bundeszuschusses aus- 
wirken. Die Änderung der Vorschrift vermeidet 
dieses Ergebnis. Sie ist im Hinblick auf die Defizit- 
haftung des Bundes gegenüber der knappschaft- 
lichen Rentenversicherung gerechtfertigt. 

Buchstabe b 

Die Ergänzung des Absatzes 3 ermöglicht es der 
Bundesknappschaft, beschränkt Mittel zur Förderung 
des Wohnungsbaus von Bergarbeitern anzulegen. 
Die Mittel sind der Höhe nach auf die Rückflüsse 
aus dem Anlagevermögen im Bergarbeiterwoh- 
nungsbau begrenzt. 

Artikel 2 

Nummer 1 

Die Neufassung des § 1255 Abs. 7 Satz 2 RVO 
regelt die versicherungsmäßige Behandlung der Ar- 
beitsentgelte, die Bezieher von Anpassungsgeld 
durch eine in der Rentenversicherung der Arbeiter 
versicherungspflichtige Beschäftigung erzielen. Mit 
Rücksicht darauf, daß Bezieher von Anpassungs- 
geld grundsätzlich so gestellt werden, als ob sie 
ihre bisherige knappschaftliche Tätigkeit fortset- 
zen, bleiben diese Entgelte bei der Ermittlung der 
persönlichen Rentenbemessungsgrundlage außer Be- 
tracht. Die Regelung rechtfertigt sich aus der Über- 
legung, daß die Bezieher von Anpassungsgeld außer- 
halb des Bergbaus ihre bisherigen Entgelte nicht 
erreichen werden, andererseits durch ihre Entlas- 
sung aus einem knappschaftlichen Betrieb jedoch 
auch keine rentenmäßigen Vorteile erhalten sollen. 
Durch die vorgesehene Änderung wird § 1260 a RVO 
anwendbar, nach dem für beitragspflichtige Entgelte 
ein Jahresbetrag von 0,5 v. H. zu gewähren ist, wenn 
die entrichteten Beiträge unberücksichtigt bleiben. 
Mit der Anwendung dieser Bestimmung wird zu- 
gleich sichergestellt, daß der versicherungspflichtig 
beschäftige Bezieher von Anpassungsgeld gegen- 
über dem Bezieher von Anpassungsgeld, der nicht 
mehr versicherungspflichtig tätig ist, rentenmäßig 
etwas günstiger gestellt wird. 

Nummer 2 

Vergleiche die Begründung zu Artikel 1 Nr. 4 Buch- 
stabe a. 
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Artikel 3 

Vergleiche Begründung zu Artikel 2 Nr. 1 und Ar- 
tikel 1 Nr. 4 Buchstabe a. 

Artikel 4 

Nummer 1 

Die Vorschrift regelt den Zeitpunkt, von dem an die 
Bergmannnsprämie bei der Rentenberechnung zu 
berücksichtigen ist. Entsprechend der mit der Be- 
rücksichtigung der Bergmannsprämie bei der Ren- 
tenberechnung verfolgten Zielsetzung soll die Lei- 
stungsverbesserung erst künftig wirksam werden 
(vgl. Begründung zu Artikel 1 Nr. 3 Buchstaben a 
und c). 

Nummer 2 

Der Wanderungsausgleich zwischen den Renten- 
versicherungen der Arbeiter und der Angestellten 
sowie der knappschaftlichen Rentenversicherung 
wurde durch das Finanzänderungsgesetz 1967 zu- 
nächst für die Jahre 1968 bis 1971 eingeführt. Er 
wird für die Jahre 1972 und 1973 durch die Ergän- 
zung des Artikels 2 § 20 b Satz 1 Knappschaftsren- 
tenversicherungs-Neuregelungsgesetz fortgesetzt, da 
die Rentenversicherungen der Arbeiter und Ange- 
stellten auch noch nach dem Jahre 1971 einen finan- 
ziellen Gewinn durch Beitragseinnahmen aus dem 
Zugang von knappschaftlich Versicherten, die im 
Zuge von Stillegungs- oder Rationalisierungsmaß- 
nahmen, in eine versicherungspflichtige Beschäfti- 
gung außerhalb des Bergbaus abgewandert sind, er- 
zielen werden. Die Beträge werden geringer, weil 
die Beiträge der aus der knappschaftlichen Renten- 
versicherung zu den Rentenversicherungen der Ar- 
beiter und Angestellten abgewanderten Arbeitneh- 
mer im zunehmenden Umfang zur Erfüllung der 
in diesen Versicherungszweigen begründeten Lei- 
stungsansprüche benötigt werden. 

Artikel 5 

Nummer 1 

Das Anpassungsgeld soll als besondere, den Anpas- 
sungsprozeß im Steinkohlenbergbau flankierende 
soziale Hilfe einer Reihe bisher aus öffentlichen Mit- 
teln zur Verfügung stehender Hilfen für die von 
Stillegungsmaßnahmen betroffenen Arbeitnehmer 
Vorgehen. Dazu gehört das Abfindungsgeld nach 
Abschnitt II des Gesetzes zur Anpassung und 
Gesundung des deutschen Steinkohlenbergbaus 
und der deutschen Steinkohlenbergbaugebiete vom 
15. Mai 1968 — Kohlegesetz. 

Es ist daher erforderlich, den Katalog der Aus- 
schlußgründe in § 26 Abs. 1 des Kohlegesetzes um 
den Bezug des Anpassungsgeldes nach den Richt- 
linien über die Gewährung von Anpassungsgeld 
an Arbeitnehmer des Steinkohlenbergbaus vom 
1971 zu erweitern. 

Nummer 2 

Redaktionelle Änderung 


Nummer 3 

Ein Ausschluß des Abfindungsgeldes im Hinblick 
auf die Gewährung von Anpassungsgeld ist jedoch 
nur dann gewährleistet und die Gefahr für den Ar- 
beitnehmer besonders nachteiliger Rückforderungs- 
ansprüche weitestgehend ausgeräumt, wenn bereits 
die Antragstellung auf Anpassungsgeld als Aus- 
schlußgrund im Sinne von § 26 Kohlegesetz gilt. 
Diese Gleichstellung darf jedoch nicht für den Fall 
gelten, daß der Antrag auf Anpassungsgeld abge- 
lehnt werden sollte. Wegen der damit verbundenen 
Probleme für die Fristen zur Antragstellung auf 
Abfindungsgeld ist beabsichtigt, zum Zeitpunkt des 
Inkrafttretens dieses Gesetzes § 5 Abs. 2 der 1. Ab- 
findungsgeldDVO erforderlichenfalls entsprechend 
anzupassen. 

Nummer 4 

Durch die Erweiterung der Ermächtigung in § 31 
Satz 1 Nr. 1 Buchstabe a des Kohlegesetzes soll die 
Möglichkeit geschaffen werden, durch eine entspre- 
chende Abgrenzung des Begriffs der Entlassung un- 
ter Berücksichtigung von Erfahrungen bei der Durch- 
führung des Abschnitts II des Kohlegesetzes den 
besonderen Verhältnissen im Steinkohlenbergbau 
und der Zielsetzung der Abfindungsgeldregelung 
Rechnung tragen zu können. 

Artikel 6 

Durch die Ergänzung des § 3 Ziff. 60 EStG werden 
auch Leistungen aus Anlaß von Rationalisierungs- 
maßnahmen steuerlich begünstigt. Die Änderung 
ist im Hinblick auf die Gewährung von Anpassungs- 
geld erforderlich. 


C. Finanzieller Teil 

Die durch Entlassungen von Arbeitnehmern des 
Bergbaus sowie infolge von Änderungen des knapp- 
schaftlichen Leistungsrechts durch dieses Gesetz ent- 
stehenden Äufwendungen zu Lasten des Bundes 
werden im Zeitraum der mittelfristigen Finanzpla- 
nung bis zum Jahre 1975 insgesamt auf 108 Mil- 
lionen DM geschätzt. Ändererseits sind durch Än- 
derung der Bestimmungen über die Rücklage der 
knappschaftlichen Rentenversicherung Einsparungen 
von rd. 89 Millionen DM zu erwarten. Im einzelnen 
ist hierzu folgendes zu bemerken: 

Die entlassenen Bergleute werden versicherungs- 
rechtlich weitgehend so gestellt, als ob die Ent- 
lassung im Zeitpunkt des Versicherungsfalles er- 
folgt wäre. Ohne die Änderungen des knappschaft- 
lichen Leistungsrechts würden daher für diese Per- 
sonen geringere Äufwendungen anfallen. Die Mehr- 
belastung besteht somit darin, daß eine Verminde- 
rung der Rentenaufwendungen durch dieses Gesetz 
nidit eintritt. Die Höhe dieses Äufwands läßt sich 
im Betrag nicht exakt abschätzen. 

Unterstellt man, daß alle Entlassenen bis zum Ein- 
tritt des Versicherungsfalls weitergearbeitet hätten, 
so besteht der zusätzliche Äufwand — allerdings 
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unabhängig von den Änderungen durch dieses Ge- 
setz — in der Höhe des Beitragsausfalls. 

Darüber hinaus werden sich aus der Anrechenbarkeit 
der Bergmannsprämie für die Zeit nach dem 31. De- 
zember 1971 Mehraufwendungen ergeben, die im 
Jahre 1972 mit rd. 50 000 DM einsetzen und bis zum 
Jahre 1975 auf 1 Million DM anwachsen. Hiernach 
wird mit folgenden Ge samtauf Wendungen zu Lasten 
des Bundes gerechnet. 

1972 1973 1974 1975 

13 23 35 37 Millionen DM. 

Bei den angegebenen Beträgen wird die Anzahl der 
Personen, die entlassen werden und den Beitrags- 
ausfall verursachen, nach Angaben des Bundes- 
ministeriums für Wirtschaft und Finanzen (W) wie 
folgt geschätzt: 

1972 1973 1974 1975 

3 500 5 600 7 800 7 800 Personen. 

Es handelt sich hierbei um die jeweiligen Bestände 
von Anpassungsgeldempfängern. 


Die Festlegung der Rücklage der knappschaftlichen 
Rentenversicherung auf den sich am 31. Dezember 
1971 ergebenden Betrag erübrigt für den Zeitraum 
der mittelfristigen Finanzplanung die Zuführung von 
schätzungsweise 89 Millionen DM, um die sich der 
Bundeszuschuß zur knappschaftlichen Rentenver- 
sicherung ermäßigt. Dabei entfallen auf 

das Jahr 1972 1973 1974 1975 

Millionen DM 33 28 14 14. 

Der Bundeszuschuß verringert sich ferner um die 
von den Rentenversicherungen der Arbeiter und 
der Angestellten als Wanderungsausgleich an die 
knappschaftliche Rentenversicherung zu zahlenden 
Beträge (Artikel 4 Nr, 2). Sie belaufen sich im 
Jahre 1972 auf 111 Millionen DM und im Jahre 
1973 auf 105 Millionen DM. Die Fortführung des 
Wanderungsausgleichs für die Jahre 1972 und 1973 
wurde in allen Vorausberechnungen für die mittel- 
fristige Finanzplanung des Bundes und in den lang- 
fristigen Vorausberechnungen für die gesetzlichen 
Rentenversicherungen bereits berücksichtigt. 
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